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Leserbrief an die Stuttgarter Zeitung zum Artikel „Protest gegen den Nebenverdienst der 
Paulusgemeinde“ vom 11.5.2007 
 
Sie berichten über die Veranstaltung der Stuttgarter Mobilfunkinitiativen im Stuttgarter Rathaus. Die 
Überschrift irritiert, das Problem Kirche/Mobilfunk wurde dort nur am Rande behandelt, es ging darum, 
der Stadt Stuttgart klarzumachen, dass die hohe Strahlenbelastung durch Mobilfunkmasten im 
Stadtgebiet minimiert werden kann und muss. 
Die Stadt muss den politischen Willen aufbringen, mit den Netzbetreibern zu verhandeln. 
Zur evangelischen Kirche werde ich falsch zitiert. Nicht die Paulusgemeinde kassiert Mieteinnahmen 
für den Mobilfunkmasten in der Bismarckstraße, sondern die evangelische Gesamtkirchengemeinde 
Stuttgart. 
Die Bewohner des evangelischen Seniorenhauses und die Paulusgemeinde haben sich vergeblich 
gegen diesen Masten ausgesprochen. Dazu schweigt die Kirchenleitung weiter und nimmt weder die 
2000 Protestunterschriften aus dem Westen entgegen,  noch reagiert sie auf unsere seit 9 Monaten 
wiederholt gemachten Gesprächsangebote. Zu diesem grotesken Verhalten hat die Bürgerinitiative in 
dieser Woche noch einmal einen Brief an den Landesbischof July abgeschickt.  
Ungenau sind auch ihre Angaben zur Strahlenbelastung in Stuttgart. Nicht in „manchen Stadtteilen“ 
sind bis zu 582.000 Mikrowatt/m2 gemessen worden, sondern an einem Messpunkt in der 
Bismarckstraße wurde dieser Extremwert gemessen. Dies bedeutet ein Überschreiten des Schweizer 
Grenzwertes um das 5,8 -  fache und des Salzburger Vorsorgewertes um das 582-fache. Es liegt 
aber, da haben sie recht, die Vermutung nahe, dass unbemerkt  in vielen Stuttgarter Stadtteilen die 
Bewohner dieser gesundheitsgefährdenden Belastung ausgesetzt sind und Stuttgart tatsächlich durch 
den Antennenwildwuchs durch über 600 Masten eine „bestrahlte Zone“  ist. Um so dringender ist es, 
dass die Stadt der aktuellen Aufforderung des Bundesamtes für Strahlenschutz (7.12.2006) zu einem 
Vorsorgepakt angesichts der wachsenden Zahl von Masten nachkommt: 
“Aufgrund der zusätzlich zu den nachgewiesenen Risiken existierenden Hinweisen auf biologische 
Effekte bei Intensitäten unterhalb der in Deutschland geltenden Grenzwerte ist das Bundesamt für 
Strahlenschutz der Ansicht, das Vorsorgemaßnahmen angesichts der wissenschaftlichen 
Unsicherheiten bei hochfrequenten elektromagnetischen Feldern unabweisbar sind.“ (Anhörung im 
Bundestagsausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz, Protokoll S.21).  
Dies war auch das Ergebnis unserer Veranstaltung im vollbesetzten Rathaus. Diese Maßnahmen der 
Politik zum Schutz der Bevölkerung sind überfällig. 
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